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Schriftlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Einschränkung der Bautätigkeit 

— Drucksache IV/ 1083 — 


A. Bericht des Abgeordneten Mertes 


Das Plenum des Deutschen Bundestages hat den 
Entwurf eines Gesetzes zur Einschränkung der Bau- 
tätigkeit in der 76. Vollversammlung am 15. Mai 
1963 ohne Aussprache federführend an den Wirt- 
schaftsausschuß und mitberatend an den Ausschuß 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
überwiesen. Die Beratungen fanden im Wirtschafts- 
ausschuß am 3. Oktober 1963 und im Ausschuß für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung am 
13. November 1963 statt. 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf sollte nach seiner Verabschiedung an die Stelle 
des ursprünglich am 30. Juni 1963 auslaufenden 
Gesetzes zur Einschränkung der Bautätigkeit vom 
8. Juni 1962 (BGBl. I S. 365) treten. Die Beratungen 
wurden aber nicht beendet, da sich der Deutsche 
Bundestag zunächst für den Initiativ-Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU/CSU vom 14. Mai 1963 ent- 
schied, der lediglich eine Verlängerung des Gesetzes 
zur Einschränkung der Bautätigkeit vom 8. Juni 
1962 bezweckte. 

Die Regierungsvorlage sieht neben einer nicht 
mehr nur auf Zonenrandgebiete begrenzten regiona- 
len Ausnahmeklausel zusätzlich eine Ausnahme- 
regelung für Einzelfälle vor. Das zur Zeit geltende 
Gesetz stellt in der Fassung vom 27. Juni 1963 eine 
Kombination des Regierungsentwurfs mit dem Ini- 
tiativ-Entwurf der Fraktion der CDU/CSU dar, weil 
durch den Bundestag in das zunächst bis zum 
30. Juni 1963 befristete Gesetz mit der Verlänge- 
rung um 6 Monate eine erweiterte regionale Aus- 
nahmeklausel eingefügt wurde. 


Der Wirtschaftsausschuß ließ sich bei seiner Be- 
ratung von folgenden Überlegungen leiten: 

Auf dem Baumarkt bahnt sich eine gewisse Beruhi- 
gung an. Das Angebot an Bauleistungen ist durch 
Rationalisierung und Mechanisierung sowie durch 
eine weitere Erhöhung der Beschäftigtenzahl größer 
geworden. Dadurch konnte trotz der langen winter- 
lichen Zwangspause in den Monaten Januar bis 
August 1963 das Bauergebnis der gleichen Zeit des 
Vorjahres leicht übertroffen werden. 

Auf der anderen Seite zeigt die Baunachfrage un- 
verkennbar sinkende Tendenz. So sind zum Beispiel 
die erteilten Baugenehmigungen für Hochbauvor- 
haben bereits seit Anfang dieses Jahres geringer als 
in der Vergleichszeit 1962. Nach Quadratmeter um- 
bautem Raum belief sich der Rückgang bei Wohn- 
und Nichtwohngebäuden auf rund 13 v. H. 

Der Entwicklung von Angebot und Nachfrage ent- 
sprechend weisen die Baupreise im Hochbau nicht 
mehr einen so hohen Steigerungssatz aus wie in den 
beiden letzten Jahren. Der August-Preisindex lag 
um 0,9 V. H. über dem Mai-Index und um 5,9 v. H. 
über dem Index von August 1962. Demgegenüber 
betrugen die Baupreissteigerungen im Jahre 1962 
8,6 V. H. und 1961 7,6 v. H. 

Da die zunächst für den 1. Oktober 1963 vorge- 
sehene Verkürzung der tariflichen Wochenarbeits- 
zeit von 43 auf 42 Stunden bei vollem Lohnausgleich 
durch die verantwortungsbewußte Haltung der Ge- 
werkschaft Bau-Steine-Erden verschoben wurde, 
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dürfte auch im letzten Vierteljahr 1963 kein beson- 
derer Anlaß für eine Erhöhung der Baupreise vor- 
liegen. Es ist vielmehr anzunehmen, daß sich — auf 
das ganze Jahr bezogen - — ■ die sinkende Tendenz 
verstärkt. Für das Baujahr 1964 ist auf Grund der 
sich abzeichnenden Tendenzen ebenfalls keine er- 
neute Verschärfung des Mißverhältnisses zwischen 
Angebot und Nachfrage zu befürchten. 

Bereits bei der Verabschiedung des Gesetzes zur 
Einschränkung der Bautätigkeit vom 8. Juni 1962 
war sich das Hohe Haus darüber im klaren, daß mit 
diesem Gesetz Neuland betreten wurde, und zwar 
nicht nur in grundsätzlicher Hinsicht, sondern auch 
im Hinblick auf die nur sehr schwer abzuschätzende 
Wirkung. Der Wirtschaftsausschuß glaubt heute fest- 
stellen zu können, daß dieses Neuland wenig ertrag- 
reich war. Nach einer Sonderstatistik des Sta- 
tistischen Bundesamtes sind in der Zeit von Juni 1962 
bis Juli 1963 für 129 Millionen DM Baugenehmigun- 
gen mit dem Vermerk versehen worden, diese Ge- 
nehmigungen erst nach Auslaufen des Baustopp- 
gesetzes zu nutzen. Demgegenüber machte das 
Volumen der Baugenehmigungen für erlaubte Hoch- 
bauprojekte im gleichen Zeitraum rund 27 Milliar- 
den DM aus. Der Effekt des Gesetzes, daß Bau- 
herren Anträge zurückgezogen oder erst gar nicht 
gestellt haben, weil die entsprechenden Bauvor- 
haben unter das Verbot fielen, kann selbstverständ- 
lich nicht exakt quantifiziert werden. Aber selbst 
wenn großzügig nach oben abgerundet wird und man 
die durch das Gesetz zur Einschränkung der Bau- 
tätigkeit bisher zurückgehaltene Baunachfrage auf 
1 Milliarde DM schätzt, muß — um zu einem rich- 
tigen Urteil zu kommen — diese Milliarde in Bezie- 
hung gesetzt werden zu dem für 1963 zu erwar- 
tenden Bauvolumen von 59 Milliarden DM und auch 
zu der gesamten Baunachfrage, die bei 64 Milliar- 
den DM liegen dürfte, ökonomisch betrachtet stehen 
also bei diesem Gesetz Aufwand und Ertrag in 
keinem richtigen Verhältnis, auch dann nicht, wenn 
man es nur als eine Maßnahme neben anderen zur 
Regulierung des Baumarktes wertet. 

Das Gesetz zur Einschränkung der Bautätigkeit 
vom 27. Juni 1963 hat durch § 1 Abs. 4 die Länder 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Bauverbot 
in solchen Gebieten außer Kraft zu setzen, in denen 
das Angebot an Bauleistungen ausreicht, um den 
Bedarf ordnungsgemäß zu decken, und der Wett- 
bewerb durch eine zu starke Nachfrage nicht nach- 
teilig beeinflußt wird. Die Länder Baden-Württem- 
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz haben von dieser 
Ermächtigung Gebrauch gemacht. So hat das Land 

Bayern 

von 191 Stadt- und Landkreisen 126, 

Hessen 

von 48 Stadt- und Landkreisen 30, 

Niedersachsen 

von 78 Stadt- und Landkreisen 66 und 

Nordrhein- Westfalen 

von 95 Stadt- und Landkreisen 49 

Kreise aus dem Bauverbot entlassen. Das Land 
Baden-Württemberg, das von 72 Stadt- und Land- 


kreisen zunächst nur 21 freigestellt hatte, hat diese 
Zahl später auf 56 erhöht. In Schleswig-Holstein 
wurde der Baustopp für das gesamte Land aufge- 
hoben. Die Hansestädte Hamburg und Bremen haben 
von der Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht, 
weil sie davon ausgingen, daß das Baustoppgesetz 
mit Sicherheit am 31. Dezember 1963 ausläuft und 
sich daher der Aufwand für eine vorherige Auflocke- 
rung nicht lohne. Auf Berlin und das Saarland wurde 
das Gesetz von vornherein nicht angewandt. Aus 
den Auflockerungsmaßnahmen der Länder ist der 
Schluß zu ziehen, daß das Gesetz zur Einschränkung 
der Bautätigkeit in der Fassung vom 27. Juni 1963 
als Instrument zur Ordnung des Baumarktes generell 
nicht geeignet ist, so daß die Länder von der Ermäch- 
tigungsklausel Gebrauch machten mußten, obwohl 
punktuell noch einige Anspannungen bestehen. 

Der Wirtschaftsausschuß war sich darin einig, daß 
bei tatsächlicher, regional begrenzter Ubernachfrage 
Maßnahmen zur Steigerung des Angebotes den Vor- 
zug gegenüber Maßnahmen zur Dämpfung der Nach- 
frage haben sollen. Da die Förderung des Inlands- 
angebotes nicht sofort volle Wirkung haben wird 
und einer Einfuhr von Bauleistungen Grenzen ge- 
setzt sind, kann jedoch auch auf eine Beeinflussung 
der Nachfrage zur Zeit noch nicht ganz verzichtet 
werden. Dem Ausschuß schien es aber geboten, in 
diesem Zusammenhang den öffentlichen Bau beson- 
ders anzusprechen, zumal dieser Sektor nicht die 
gleiche rückläufige Tendenz erkennen läßt wie der 
Wirtschaftsbau und der Wohnungsbau. Dabei soll 
keineswegs die Bedeutung öffentlicher Bauvorhaben 
verkannt werden. In konjunkturellen Spannungs- 
zeiten hat jedoch die öffentliche Hand als Bauherr 
besondere Verpflichtungen, die zur Zurückhaltung 
bei der Realisierung von Bauplänen mahnen. Bei 
diesen Überlegungen wurde im Wirtschaftsausschuß 
darauf hingewiesen, daß kein Geld für öffentliche 
Bauten oder für mit öffentlichen Mitteln geförderte 
Baumaßnahmen ausgegeben werden kann, wenn 
diese Mittel nicht vorher von den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes und der Länder sowie 
von den Gemeindeparlamenten bewilligt werden. 
Die Frage, ob einem Gesetz zur Einschränkung 
öffentlicher Bauten allein verfassungsrechtliche Be- 
denken entgegenstehen, konnte im Ausschuß nicht 
geklärt werden. 

Der Wirtschaftsausschuß ist der Ansicht, daß neben 
einer Einschränkung des öffentlichen Hochbaues die 
Einführung von Mehrjahresplänen im öffentlichen 
Bau und eine bessere Abstimmung zwischen den 
öffentlichen Bauherren treten müssen. Außerdem 
wurde die Bedeutung einer Förderung des Winter- 
baiies, des Fertigbaues, des Baues mit Fertigteilen 
und der Rationalisierung im herkömmlichen Bau er- 
neut betont. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellte der Wirt- 
schaftsausschuß fest, daß bei einem maßvollen Ver- 
halten und entsprechendem Zusammenwirken von 
Bund, Ländern und Gemeinden auf ein Baustopp- 
gesetz verzichtet werden kann. Daher wurde ein- 
stimmig beschlossen, die Regierungsvorlage auf 
Drucksache IV/ 1083 abzulehnen. 
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Der Ausschuß für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung hat am 13. November 1963 den Be- 
schluß des Wirtschaftsausschusses vom 3. Oktober 
1963 gebilligt. Ich bitte das Hohe Haus, im gleichen 
Sinne zu beschließen. 

Bonn, den 18. November 1963 

Mertes 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1083 — abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 17. Oktober 1963 

Der Wirtschaftsausschuß 

Aschoff Mertes 

Vorsitzender Berichterstatter 
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